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A. Einleitung

Als Teil der Ländergruppe kollektivistischer Ausbildungsregime qualifizieren 
Deutschland, Österreich und die Schweiz ihre Arbeitskräfte traditionell zu einem ho
hen Anteil im Rahmen einer dualen Berufsausbildung (Busemeyer 2009 a; Culpepper/ 
Thelen 2008; Trampusch 2010b). Die Akademikeranteile sind in diesen Ländern da
gegen im internationalen Vergleich gering (OECD 2010). Der Facharbeiter gilt seit 
jeher als Rückhalt der „diversifizierten Qualitätsproduktion“ (Streeck 1991). Das 
Hochschulwesen und die Berufsbildung sind von ihren Anfängen her unterschiedli
chen institutioneilen Entwicklungspfaden gefolgt. Die Segmentation des beruflichen 
Bildungswesens, des allgemeinbildenden Schulwesens und der Hochschulbildung 
wurde in der Schweiz, Österreich und Deutschland schon im 19. Jahrhundert angelegt 
(Baethge 2006; Gonon 1994; Greinert 1999). Martin Baethge spricht für Deutschland 
von einer dauerhaften, wechselseitigen Abschottung von Bildungsbereichen gegen
einander, gar von einem „Bildungsschisma“ (Baethge 2010). Die Entwicklung von 
Universitäten und Fachhochschulen vollzog sich in den drei Untersuchungsländern 
abseits von Industrialisierung und praktischem Gewerbe, die Berufsbildung ihrerseits 
entwickelte sich abseits der Institution der akademischen Bildung (Gonon 1994; 
Greinert 1999). Eine abgeschlossene berufliche Ausbildung berechtigte traditionell 
nicht zum Hochschulbesuch. Doch sind Berufs- und Hochschulbildung in Deutsch
land, Österreich und der Schweiz heute noch strikt voneinander getrennte Bereiche?

Die Durchlässigkeit zwischen Berufs- und Hochschulbildung ist mittlerweile ein 
breit diskutiertes Thema-national wie auch im europäischen Kontext. Durchlässigkeit 
steht dabei nicht nur in Einklang mit dem Konzept Lebenslangen Lernens (Jakobi/ 
Rusconi 2009). Eine höhere Durchlässigkeit soll auch dem zunehmenden Bedarf an 
Akademikern Rechnung tragen, wie er sich aus dem Trend hin zu einer wissensba
sierten Dienstleistungsökonomie ergibt (Esping-Andersen 1999; Iversen/Wren 1998). 
Industrie und praktisches Gewerbe benötigten über lange Zeit kaum akademische 
Qualifikationen, um ihren unmittelbaren Bedarf zu stillen. Der demografische Wandel, 
ein steigender Bedarf an hochqualifizierten Fachkräften, die Schaffung eines gemein
samen europäischen Wirtschafts- und Bildungsraumes, aber auch die Bedeutung hoch
schulischer Bildung für den Erhalt und Ausbau wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Wohlstands haben jedoch dazu beigetragen, dass das Thema Durchlässigkeit zwischen 
beruflicher und hochschulischer Bildung breit diskutiert wird.
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Der vorliegende Beitrag zeigt, dass in Deutschland, Österreich und der Schweiz 
Berufs- und Hochschulbildung unterschiedlich miteinander verzahnt sind. Die 
Schweiz und Österreich haben in den letzten Jahren doppelqualifizierende Abschlüsse 
eingefiihrt. In der Schweiz wurde 1994 (Berufsmatura) und in Österreich 2008 {Lehre 
mit Abitur) die Möglichkeit eröffnet, mit dem Abschluss der dualen Berufsausbildung 
auch gleichzeitig eine Hochschulzugangsberechtigung zu erlangen. Deutschland wähl
te 2009 einen alternativen Weg, um das duale Ausbildungssystem mit dem Hoch
schulbereich zu verbinden: über die Anrechnung von beruflichen Kompetenzen beim 
Hochschulzugang.1

Diese unterschiedliche Ausgestaltung der Verknüpfung von Berufs- und Hoch
schulbildung in Deutschland, Österreich und der Schweiz ist erklärungsbedürftig. Im 
vorliegenden Beitrag analysieren wir, warum Deutschland, Österreich und die Schweiz 
unterschiedliche Wege zur institutionellen Verzahnung der Bildungsbereiche duale 
Berufsausbildung und Hochschule gewählt haben. Der Varieties of Capitalism (VoC)- 
Ansatz stellt die besondere Bedeutung von Firmen als Treiber und Initiatoren institu
tioneilen Wandels im Berufsbildungssystem heraus (Estevez-Abe 2001; Hall/Soskice 
2001: 6). Der Blick ist dabei insbesondere auf unterschiedliche Firmeninteressen ge
richtet (Busemeyer 2009 b; Culpepper 2007; Thelen 2004; Trampusch 2010 b). Dieser 
Forschungslinie folgend, berücksichtigen wir in unserem Beitrag Präferenzen und 
Strategien von Unternehmen und ihren Verbänden. In Anlehnung an Pepper Culpepper 
(2007) fragen wir auch danach, ob in der Wahl unterschiedlicher Wege zur Durchläs
sigkeit kleine und mittelständische Unternehmen sowie große Unternehmen unter
schiedliche Policy-Positionen einnehmen. Zur Beantwortung unserer Frage rekonstru
ieren wir die politischen Prozesse zur Einführung von Doppelqualifikationen in der 
Schweiz und Österreich sowie des alternativen Weges in Deutschland. Hierbei können 
wir zeigen, dass die Interessen von Unternehmen und ihren Verbänden weniger durch 
die Spaltung des Arbeitgeberlagers in große und kleine Unternehmen, sondern viel
mehr durch Prozesse im Bildungssystem beeinflusst werden. Zentrale Parameter sind 
hierbei aus Sicht der Unternehmen, erstens, die Vorbildung der Auszubilden und 
zweitens, das Verhältnis des dualen Systems zur Gymnasialbildung und der vollzeit
schulischen Berufsausbildung.

Der Beitrag ist wie folgt aufgebaut: Zunächst stellen wir den theoretischen Analy
serahmen vor, mit dessen Hilfe der beobachtete Unterschied zwischen Deutschland, 
Österreich und der Schweiz erklärt werden soll (Abschnitt 2). Anschließend diskutie
ren wir entlang dreier analytischer Narrationen, inwieweit die landesspezifische Ein
bettung des dualen Ausbildungssystems in das Bildungssystem die Interessen und 
Präferenzen von Unternehmen in den drei untersuchten Ländern beeinflusst (Ab
schnitt 3). Unsere Analysen stützen sich auf Auswertungen von statistischen Daten, 
offiziellen Dokumenten und Sekundärliteratur. Zudem haben wir mit Vertretern aus 
der Bildungsforschung (BF) und von Arbeitgeberorganisationen (AG) im Zeitraum

1 Zu den theoretisch-institutionellen Möglichkeiten Berufs- und Hochschulbildung zu verknüpfen 
siehe Ebner et al. (i.E.) und Ebner/Nikolai (2012).
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Juli bis September 2010 Hintergrundgespräche geführt.2 Der Beitrag schließt mit einer 
Zusammenfassung der Ergebnisse und einem Ausblick (Abschnitt 4).

B. Theoretischer Analyserahmen und Hypothesen

Dem VoC-Ansatz zufolge kommt Unternehmen in der Berufsbildungspolitik eine be
sondere Rolle zu (Hall/Soskice 2001). Neben den Unternehmen können aber auch 
Gewerkschaften und staatliche Akteure institutionellen Wandel im Berufsbildungs
wesen fördern oder behindern. Spezifische Akteurskonstellationen, Interessen der Ak
teure und institutionelle Arrangements beeinflussen hierbei den Verlauf und das Er
gebnis von Entscheidungsprozessen in der Berufsbildungspolitik (Busemeyer 2009 b; 
Ebner/Nikolai 2010; Trampusch 2010b).

Wir wollen in diesem Beitrag dennoch vor allem die Interessenslage speziell der 
Unternehmen betrachten. Von Interesse ist dabei, welche Policy-Positionen Unter
nehmen und ihre Verbände hinsichtlich unterschiedlicher Wege zur Erhöhung der 
Durchlässigkeit zwischen Berufs- und Hochschulbildung in Deutschland, Österreich 
und der Schweiz einnehmen. Der VoC-Perspektive zufolge, unterscheiden sich die 
Interessen von Unternehmen nach Firmengröße (Busemeyer 2009 b; Culpepper 2007; 
Thelen 2004; Trampusch 2010 b). Kleine Finnen sind kostensensibler als große Finnen 
und bevorzugen daher eine Ausbildung, die vor allem finnenspezifisch, also auf ihren 
Bedarf ausgerichtet ist. Große Firmen sind weniger kostensensibel, konkurrieren ver
stärkt auf internationalen Märkten und sind daher auch in höherem Maß daran inter
essiert, in ihrer Belegschaft allgemeine Fähigkeiten zu sichern (Culpepper 2007: 616). 
Generell bleibt jedoch festzuhalten, dass sowohl kleine wie große Firmen an einer 
beruflichen Ausbildung interessiert sind, da sie anders als im Hochschulbereich eine 
berufliche Ausbildung nach ihren Bedürfnissen mitgestalten können.

Der Strukturwandel hin zu wissensintensiven Sektoren und vor allem die Wissens
intensivierung innerhalb der Sektoren bewirkt eine starke Zusatznachfrage nach Aka
demikern europaweit. Die Nachfrage nach Akademikern steigt nach Projektionen 
hierbei deutlich stärker als die Gesamtbeschäftigung und als die Nachfrage nach Per
sonen mit einer abgeschlossenen Berufsausbildung im Sekundarbereich II (EFI 
2009: 31, 110). Unternehmen haben daher auch Interesse daran, dass für beruflich 
qualifizierte Mitarbeiter die Möglichkeit einer Weiterbildung an der Hochschule ge
geben ist. Eine stärkere Verzahnung von Berufsbildungs- und Hochschulsystem kann 
dies gewährleisten. Doch sollte diese Verbindung zwischen Berufsbildungs- und 
Hochschulsystem am besten über das Bildungssystem (Doppelqualifikation) oder über 
den Beruf (Anrechnung beruflicher Kompetenzen) geschaffen werden? Die Präferen
zen der Unternehmen für den einen oder anderen Weg erklären sich unserer Annahme 
zufolge nicht nur durch die Spaltung des Arbeitgeberlagers in kleine und große Un
ternehmen. Vielmehr sind die Präferenzen von Unternehmen in der Einbettung der 
dualen Ausbildung in den Gesamtbildungskontext begründet. Wir nehmen den Vor-

2 Auf Wunsch der Interviewpartner werden die Interviews in codierter Form zitiert.
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schlag von Justin J.W. Powell und Heike Solga auf, bei der Analyse von Verände
rungsprozessen und-dynamiken von Bildungssystemen stärker nationale Bildungs
strukturen und Querverbindungen zwischen dualer Berufsausbildung und anderen Bil
dungsbereichen zu berücksichtigen (Powell/Solga 2010). Analysen zur Bildungsex
pansion der 1960er und 1970er Jahre zeigen, dass ein verändertes Bildungsverhalten 
von Jugendlichen auch Reformen im Bildungswesen zur Folge hat (Müller 1998; Nath 
2003). Das veränderte Wahlverhalten Jugendlicher in Richtung Höherqualifizierung 
fuhrt nicht nur zu Reformen im allgemeinbildenden Schul- und Hochschulbereich, 
sondern beeinflusst unserer Annahme zufolge auch institutionelle Veränderungen im 
Berufsbildungsbereich. Positionen und auch Positionsverschiebungen von Unterneh
men sind hierbei als Reaktion auf Veränderungen im Ausbildungsverhalten von Ju
gendlichen zu verstehen.

Unsere zentralen Annahmen sind hierbei Folgende: Ist die Vorbildung der Jugend
lichen, die eine Lehre im dualen System beginnen gering, weil erstens qualifizierte 
Jugendliche andere Ausbildungen wählen (Gymnasium bzw. vollzeitschulische Be
rufsausbildung) oder weil zweitens Jugendliche mit einer Hochschulzugangsberech
tigung keine Lehre anfangen, dann sind Unternehmen daran interessiert, die duale 
Ausbildung über eine Doppelqualifizierung für qualifizierte Jugendliche attraktiv zu 
machen.

Ist die Vorbildung der Jugendlichen, die eine Ausbildung im dualen System begin
nen gut bzw. gibt es bereits einen hohen Anteil von Jugendlichen, die eine Hochschul
zugangsberechtigung haben, ist für Unternehmen eine Attraktivitätssteigerung der 
dualen Ausbildung nicht vonnöten. Vielmehr sind Unternehmen daran interessiert eine 
höhere Durchlässigkeit an die Hochschule über die Anrechnung von beruflichen Kom
petenzen zu erreichen und damit und damit Berufsabsolventen auch ohne Abitur den 
Zugang zu Hochschulen zu ermöglichen.

In vertiefenden Fallstudien wollen wir nun mithilfe analytischer Narrationen die 
Positionen der Unternehmen und ihrer Verbände in Deutschland, Österreich und der 
Schweiz untersuchen.

C. Fallstudien: Die Einbettung des dualen Systems und die politischen 
Positionen der Arbeitgeber

Wir blicken nun auf Entscheidungen, die für das institutioneile Zusammenspiel von 
beruflicher Ausbildung und BildungsSystem in Deutschland, Österreich und der 
Schweiz bedeutsam sind. Während die Schweiz (1994) und Österreich (2008) dop
pelqualifizierende Abschlüsse einführten, setzt Deutschland heute auf die Anrechnung 
beruflicher Kompetenzen, um Durchlässigkeit zwischen Berufsbildungssystem und 
Hochschulsystem zu schaffen. Welche Interessen hatten Unternehmen und ihre Ver
bände bei der Schaffung von Verbindungen zwischen dualer Berufsausbildung und 
Hochschulbereich? Wie beeinflusst die institutionelle Einbettung des dualen Systems 
in das Gesamtbildungssystem die Präferenzen der Unternehmen und ihrer Verbände 
in Richtung des einen oder anderen Weges?
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I. Schweiz

Die Schweiz führte 1994 als doppelqualifizierenden Abschluss die Berufsmaturität 
ein. Lehrlinge können diesen Abschluss und damit die Fachhochschulzugangsberech
tigung mit dem Besuch von zusätzlichen Lektionen neben dem Berufsschulunterricht 
bereits während der Lehre erhalten. Auch nach Lehrabschluss ist es möglich, die Be
rufsmaturität berufsbegleitend oder während eines Jahres Vollzeitunterrichts zu ab
solvieren.3 Die Schweiz konfrontiert uns hier mit dem Puzzle, wie sich in einer Volks
wirtschaft, die von kleinen und mittelständischen Unternehmen dominiert wird, die 
Idee eines doppelqualifizierenden Abschlusses und damit die Hinwendung zu allge
meinen, firmenübergreifenden Fähigkeiten, durchsetzen konnte.

3 Rund zwei Drittel der Berufsmaturitäten sind lehrbegleitend, ein Drittel als Vollzeitausbildung 
nach der Lehre (BFS 2010 c). Seit 2005 können Inhaber der Berufsmaturität über eine Ergän
zungsprüfung (Passerelle) auch die Zulassung zu allen Studienrichtungen der schweizerischen 
Universitäten erwerben.

4 Amtliche Daten des Bundesamtes für Statistik zur Vorbildung von Lehrlingsanfängem gibt es für 
die Schweiz nicht.

Die Einführung der Berufsmaturität 1994 und der Fachhochschulen 1997 wurde vor 
allem seitens administrativer Eliten und den Höheren Fachschulen vorangetrieben 
(Gonon 1994). Im Zuge der Europäisierung der Hochschulpolitik hatten die Höheren 
Fachschulen Interesse an einer Statusaufwertung ihrer Institutionen als Fachhoch
schulen. Als Zugangsberechtigung für die Fachhochschulen wurde die Berufsmaturität 
konzipiert. Die Verbände in der Berufsbildung aus gewerblichen, industriellen und 
gewerkschaftlichen Kreisen nahmen in der Diskussion zur Einführung der Berufsma
turität anfangs eine eher passive Haltung ein und wurden erst im Gesetzgebungsver
fahren aktiv (Kiener/Gonon 1998: 30). Die Wirtschaftsverbände votierten nicht gegen 
die Idee der Berufsmaturität, obwohl die Berufsmaturität für die Unternehmen zur 
Folge hatte, dass die Lehrlinge an einem zusätzlichen Tag im Unternehmen fehlten 
(Interview AG-1). Die Einführung der Berufsmaturität haben sowohl Vertreter kleiner 
und mittelständischer sowie großer Unternehmen aus zwei Gründen begrüßt, die mit 
der spezifischen Einbettung des Schweizer dualen Systems in den Gesamtbildungs
kontext zu tun haben.

Erstens beginnen in der Schweiz, anders als etwa in Deutschland, Personen mit 
Hochschulzugangsberechtigung (Maturität) nur sehr selten eine Lehre, sondern gehen 
direkt an die Universität. Dies lässt sich anhand der TREE-Studie (Transitionen von 
der Erstausbildung ins Erwerbsleben), einer als Panel angelegten Befragung, beurteilen 
(Hupka-Brunner et al. 2010).4 Die Vorbildung der Lehrlinge ist damit formal betrachtet 
geringer als zum Beispiel in Deutschland.

Zweitens stand die duale Berufsausbildung seit Ende der 1980er Jahre in zuneh
mender Konkurrenz zu Gymnasien (Gonon 2001: 75; Kiener/Gonon 1998: 54). Der 
Anteil von Schülern an Gymnasien ist in der Schweiz zwar 2008 mit 22% im Vergleich 
zum dualen System gering, doch lässt sich seit den 1980er Jahren eine stetige Expan
sion des gymnasialen Bildungswesens feststellen (BFS 2010 a). So stiegen die Anfan- 
gerquoten an Schulen, die im Sekundarbereich II zum Abitur hinführen, Mitte der
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1980er Jahre von 17% (1985) auf 22% (1993). Im gleichen Zeitraum sanken die An- 
fangerquoten im Bereich der Berufsbildung von 89% (1985) auf 80% (1993) 
(Borkowsky/Gonon 1998: 357). Immer mehr Jugendliche entschieden sich also lür 
Ausbildungswege, die direkt zum Abitur fuhren. Dadurch verringerte sich das Angebot 
an qualifizierten Jugendlichen auf dem Lehrstellenmarkt (Mühlemann/Wolter 2007; 
SKBF 2010: 144), was nicht zuletzt zu einem Rückgang der Ausbildungsbeteiligung 
von Unternehmen von 25% (1985) auf 16% (1995) führte (Müller/Schweri 2006: 30). 
Aus Sicht der Unternehmen blieben zu viele gute Schüler und Schülerinnen der Be
rufsausbildung fern (Interview AG-1).

Durch die Schaffung von doppelqualifizierenden Abschlüssen sollte die berufliche 
Bildung auch für sehr gut qualifizierte Jugendliche mit höheren Bildungsaspirationen 
attraktiv bleiben (Gonon 2001: 75; Kiener/Gonon 1998: 54). Vor allem die Interes
senvertretungen großer Unternehmen begrüßten die Einführung eines doppelqualifi
zierenden Abschlusses (Culpepper 2007: S. 630; Trampusch 2010 a: 196). Sowohl der 
Schweizerische Arbeitgeberverband als auch der Vorort (seit 2000 economiesuisse) 
erhofften sich durch die Reform wieder mehr gut qualifizierte Bewerber für die Be
rufsbildung zu gewinnen und den steigenden Bedarf an gut ausgebildeten Fachkräften 
zu befriedigen (Interview AG-1, AG-2). Auch der Schweizerische Gewerbeverband 
(SGV) als Vertretung kleiner und mittelständischer Betriebe begrüßte die Reform. Für 
den SGV war die Berufsmaturität in einer 1994 formulierten Stellungnahme ein erster 
Schritt in Richtung einer „Gleichwertigkeit von Berufslehre und rein schulischer Aus
bildung sowie die Gleichbehandlung von beruflicher und akademischer Weiterbil
dung“ (zitiert nach Davatz-Höchner/Ochsenbein 2008; 273).5 Der SGV begrüßte die 
Einführung der Berufsmaturität nicht nur um die berufliche Ausbildung generell at
traktiver zu machen, sondern auch um ihren Absolventen und Absolventinnen zusätz
liche Weiterbildungsmöglichkeiten anzubieten (Interview AG-1).

Die Meinungen im Arbeitgeberlager nach Einführung der Berufsmaturität waren 
geteilt. Während die Vertreterorganisationen der Arbeitgeber die Einführung der Be
rufsmaturität begrüßten, nahmen kleinere und mittelständische Unternehmen selbst 
eher eine skeptische Haltung ein. Als Schwäche des doppelqualifizierenden Abschlus
ses wurde die längere Abwesenheit der Lehrlinge vom Arbeitsplatz angesehen (Martin- 
Jahncke 1998). Eine breite Anerkennung genießt die Berufsmaturität dagegen bei gro
ßen Firmen (Geser 1999, 2001). Jedoch handelt es sich hierbei um Betriebsbefragun
gen zu einem frühen Stadium der Berufsmaturität. Befragungen, die mit mehr zeitli
chem Abstand zur Einführung der Berufsmatuntät die Erfahrungen der Betriebe 
widerspiegeln, stehen noch aus.

Die Einführung der Berufsmaturität wird von bildungspolitischen Akteuren als Er
folgsgeschichte charakterisiert (BBT 2010; BFS 2004) und habe aus Sicht der Unter
nehmensverbände dazu beigetragen, dass die Berufsausbildung im dualen System bei 
Schulabgängern wieder an Attraktivität gewonnen hat (Interview AG-1). Zusammen-

5 In seinem Jahresbericht 1994 beklagte der SGV zudem „das immer noch geringe Sozialprestige 
der gewerblichen und industriellen Berufe gegenüber einer akademischen Ausbildung. Er [Der 
SGV] unterstützt deshalb in erster Linie jene Reformvorschläge, welche zur Attraktivitätssteige
rung der Berufslehre (...) beitragen.“ (SGV 1994.).
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fassend können wir für die Schweiz feststellen, dass die Reform nicht seitens der Un- 
temehmensvertretungen initiiert wurde, sondern von Höheren Fachschulen und admi
nistrativen Eliten. Wenn auch keinen aktiven Part einnehmend, begrüßten Untemeh- 
mensvertreter die Berufsmaturität, da sie aufgrund der Vorbildung ihrer Lehrlinge und 
Konkurrenz mit dem Gymnasium um die Attraktivität der Berufsbildung fürchteten.

II. Österreich

Seit 1997 haben Absolventen einer dualen Berufsausbildung in Österreich die Mög
lichkeit, eine allgemeine Hochschulzugangsberechtigung zu erwerben. Verschiedene 
Bildungseinrichtungen bieten die dafür notwendigen und kostenpflichtigen Kurse zur 
Vorbereitung auf die Abschlussprüfung an. Die Berufsmatura berechtigt zum Studium 
an Universitäten und Fachhochschulen. Ein wirklich doppelqualifizierender Bildungs
gang -  die Lehre mit Matura -  wurde 2008 geschaffen. Lehrlinge können nun auch 
während ihrer Berufsausbildung die allgemeine Hochschulzugangsberechtigung in 
kostenlosen Teilprüfüngen erwerben. Ähnlich wie in der Schweiz stellt sich auch für 
Österreich die Frage, warum in einer Volkswirtschaft, die von kleinen und mittelstän
dischen Unternehmen dominiert wird, der Weg hin zu einem doppelqualifizierenden 
Abschluss eingeschlagen wurde.

Sowohl die Einführung der Berufsmatura als auch der Lehre mit Matura hatten zum 
Ziel, die duale Ausbildung noch attraktiver für Jugendliche zu machen (Steiner/Lass- 
nigg 2000; Interview AG-3). Ähnlich wie in der Schweiz war auch in Österreich die 
Vorbildung der Lehrlinge Auslöser für Reformen. Betriebe beklagten in den 1990er 
Jahren häufig Schwierigkeiten zu haben, geeignete Lehrlinge zu finden. In Österreich 
ist es noch immer nicht üblich, dass Personen mit einer Hochschulzugangsberechti
gung eine Lehre beginnen: Nur 0,2% der Anfänger im dualen Ausbildungssystem ver
fügt über eine Hochschulzugangsberechtigung (Statistik Austria 2010 a).
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Abbildung 4: Schüler und Schülerinnen im 1. Schuljahrgang des Sekundarbereich II,

Quellen: (BFS 2010b; Statistik Austria 2010b; StBa2010).

Während in der Schweiz zudem die Konkurrenz zum allgemeinbildenden Schulwesen 
Auslöser zur Einrichtung von doppelqualifizierenden Abschlüssen war, kam in Öster
reich die Konkurrenz zur vollzeitschulischen Berufsausbildung als Reformimpuls zum 
Tragen. Aufgrund ihrer starken Expansion in den 1970er und 1980er Jahren ist die 
vollzeitschulische Berufsausbildung dem dualen System mittlerweile fast ebenbürtig 
(Ebner/Nikolai 2010): 2008 begannen 42% der Anfänger im Sekundarbereich II eine 
duale Ausbildung, jedoch 37% eine vollzeitschulische Berufsausbildung (vgl. Abbil
dung 4). Zu unterscheiden sind dabei grundsätzlich zwei Typen: die Berufsbildenden 
Mittleren Schulen (BMS) meist dreijähriger Dauer und die Berufsbildenden Höheren 
Schulen (BHS) fünfjähriger Dauer, die nicht nur einen beruflichen Abschluss, sondern 
auch eine Hochschulzugangsberechtigung verleihen (Dominger et al. 2007: 28 f.). 
Aufgrund ihrer Doppelqualifikation sind die BHS besonders populär (Lassnigg 2004; 
Schneeberger 2007). Da in Österreich Schüler und Schülerinnen mit besseren Schul
leistungen nach der Sekundarstufe I nicht unbedingt nur die Allgemeinbildenden Hö
heren Schulen (AHS besuchen, sondern vor allem auch die BHS, hat dies auch zur 
Folge, dass sich das österreichische duale Ausbildungssystem zu einem Auffangbe
cken für Schüler und Schülerinnen mit schlechteren Leistungen entwickelte (Interview 
AG-3, BF-2). Die Lehre wurde zunehmend als "Restausbildung" angesehen. Gerade 
überdurchschnittlich begabte Jugendliche hätten sich oft gegen eine Lehre entschieden 
und Ausbildungswege an AHS und BHS vorgezogen, da diese eine Hochschulzu
gangsberechtigung vermitteln (Interview BF-2).
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Sowohl die Wirtschaftskammer Österreich (WKO), die aufgrund der österreichi
schen Wirtschaftsstruktur vor allem von kleinen und mittelständischen Unternehmen 
dominiert wird, als auch die Industriellenvereinigung als Interessenvertretung der ös
terreichischen Industrie setzten sich für die Berufsreifeprüfung ein (Interview AG-3, 
AG-4). Die Konkurrenz zur vollzeitschulischen Berufsausbildung und die Sorge um 
den sich abzeichnenden Fachkräftemangel waren für die Unternehmen Grund, sich im 
Rahmen der Sozialpartnerschaft für Maßnahmen zur Attraktivitätssteigerung der dua
len Berufsausbildung einzusetzen. Mit 1. September 1997 trat in Österreich das Bun
desgesetz über die Berufsreifeprüfung in Kraft -  ein Gesetz, das über einen Initiativ
antrag der Bildungssprecher der Regierungsparteien SPÖ (Sozialdemokratische Partei 
Österreichs) und ÖVP (Österreichische Volkspartei) auf Betreiben der Sozialpartner 
zustande kam (Trampusch 2009).

Um die duale Berufsausbildung noch attraktiver zu gestalten, haben sich die Un- 
temehmensverbände für eine weitere Reform eingesetzt: die Lehre mit Matura. Die 
Möglichkeit im Anschluss an die Berufsausbildung über die Berufsreifeprüftmg eine 
Hochschulzugangsberechtigung zu erlangen, hat den Nachteil, dass junge Menschen 
im Vergleich zur AHS oder BHS erst mit zeitlicher Verzögerung eine Hochschulzu
gangsberechtigung erlangen können. Für qualifizierte Jugendliche sind die AHS und 
die BHS damit nach wie vor sehr attraktiv, da sie im Vergleich zur dualen Berufsaus
bildung kürzere Bildungswege zur Hochschulreife ermöglichen. Zudem müssen die 
Lehrabsolventen die Kosten der Berufsreifeprüfung selbst tragen. Nur ein relativ ge
ringer Teil der Absolventen des dualen Systems absolviert bislang die Berufsreifeprü- 
füng (Klimmer/Schlögl 2009).6 Auf Initiative der Untemehmensverbände wurde daher 
2008 die Lehre mit Matura eingeführt. Vor allem die WKO setzte sich für eine weitere 
Reform der Abschlussmöglichkeiten ein (Interview AG-3, BF-2). Mit ihr erhoffen sich 
die Untemehmensverbände mehr qualifizierte Jugendliche für die duale Berufsaus
bildung zu motivieren und ein weiteres Abwandem der Jugendlichen zu den BHS zu 
verhindern.

Inwieweit die Reformen Berufsmatura und Lehre mit Matura die Attraktivität der 
dualen Berufsausbildung steigern konnten, steht einer Evaluierung noch aus. Zahlen 
zur Lehrlingsentwicklung und Einschätzungen der Untemehmensverbände weisen je
doch daraufhin, dass die Berufsreifeprüfung neben anderen politischen Maßnahmen 
(Dommayr/Wieser 2010) zumindest zu einer Stabilisierung der Lehrlingszahlen bei
tragen konnte.

Zusammenfassend können wir für Österreich feststellen, dass die mangelnde At
traktivität der dualen Berufsausbildung für qualifizierte Jugendliche sowohl für Ver
treter großer als auch kleiner Unternehmen Beweggrond war. für Maßnahmen zur At
traktivitätssteigerung einzutreten. Lange Zeit zogen es gerade junge Menschen mit

6 Zudem zeigen bisherige Evaluationsstudien zur Umsetzung der Berufsreifeprüfung. dass kleine 
Unternehmen in Österreich der Berufsreifeprüfung skeptisch gegenüberstehen. So furchten kleine 
Unternehmen ihre Mitarbeiter nach Ablegen der Berufsreifeprüfung an andere Betriebe mit bes
seren Karrierechancen zu verlieren (Klimmer 2008: 126). Es zeigt sich ¡edoch. dass diese Be
fürchtung nicht unbedingt begründet ist: nur rund ein Drittel der Absolventen der Berufsreifeprü
fung hat bislang den Arbeitgeber gewechselt.
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guten schulischen Leistungen vor, eine Ausbildung an einer beruflichen Vollzeitschu
le, insbesondere der BHS, zu absolvieren. Untemehmensverbände sahen in der Be
rufsreifeprüfung und später in der Lehre mit Matura ein geeignetes Instrument um das 
duale System für qualifizierte Jugendliche wieder als attraktive Option zu eröffnen und 
damit das System zu stabilisieren.

III. Deutschland

In Deutschland existiert anders als in Österreich oder der Schweiz keine landesweite 
Möglichkeit zum simultanen Erwerb eines Berufsabschlusses und einer Hochschul
zugangsberechtigung. Dabei kennt das deutsche Bildungssystem die Möglichkeiten 
einer Doppelqualifikation. In der Deutschen Demokratischen Republik war die Be
rufsausbildung mit Abitur ein seit 1959 bestehender Bildungsweg, der sowohl einen 
Berufsabschluss als auch eine allgemeine Hochschulzugangsberechtigung vermittelte. 
Ähnlich wie in der Schweiz und Österreich handelte es sich um einen Bildungsgang, 
der Allgemeinbildung und berufliche Bildung miteinander verknüpfte. Im Zuge der 
Wiedervereinigung wurde die Möglichkeit der Doppelqualifizierung von Gewerk
schaften und Sozialdemokraten als erhaltenswert erachtet. Da aber der doppelqualifi
zierende Bildungsgang im Rahmen der Wiedervereinigung 1990 nicht kompatibel mit 
den Vereinbarungen der Kultusministerkonferenz (KMK) war, beschlossen die Bun
desländer im Hinblick auf fehlende Anerkennung in ganz Deutschland diesen Bil
dungsgang auslaufen zu lassen (Anweiler 2007: 891). Auch die Kammern lehnten die 
Doppelqualifizierung ab. Das Bildungsministerium für Bildung und Wissenschaft und 
der Deutsche Industrie- und Handelskammertag (DIHK) sahen zudem einen solch 
doppelqualifizierenden Bildungsgang als nicht durchführbar an (Berger 1995; Borch/ 
Weißmann 1992). Die Regelung wurde daher bei der Reform der Schulsysteme in den 
neuen Bundesländern abgeschafft.7

Im Zuge der steigenden Nachfrage nach gut qualifizierten Arbeitskräften und De
batten zum Lebenslangen Lernen drehte sich die Diskussion in Deutschland in den 
letzten Jahren nicht um die Einführung eines doppelqualifizierenden Abschlusses als 
vielmehr um die Anerkennung beruflicher Kompetenzen als Hochschulzugangsbe
rechtigung. Warum ging Deutschland aber nun einen anderen Weg als Österreich und 
die Schweiz, insbesondere, da Deutschlands Wirtschaft viel stärker durch große Un
ternehmen dominiert wird als in den beiden Nachbarländern? Die Antwort ist unter 
anderem in der spezifischen Einbettung des deutschen dualen Systems in den Gesamt
bildungskontext zu finden. Anders als in Österreich und der Schweiz geht in Deutsch
land ein erheblicher Teil von Personen mit Abitur nicht an Universitäten oder Fach
hochschulen, sondern nimmt eine Berufsausbildung im dualen System auf. So verfugt 
ein Fünftel der Auszubildenden bereits über eine Hochschulzugangsberechtigung 
(BMBF 2009). Anders als in der Schweiz und Österreich beginnt damit ein beträcht-

7 Einige Bundesländer (z.B. Berlin, Mecklenburg-Vorpommern) versuchen jedoch mit Modellver
suchen eine Berufsausbildung mit dem Erwerb des Abiturs zu verbinden.
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licher Anteil der Abiturienten eine Lehre, obwohl diese die Möglichkeit hätten, an eine 
Hochschule zu gehen. Auf der anderen Seite ist der Anteil von Personen ohne jegliche 
abgeschlossene duale oder vollzeitschulische Ausbildung höher als in Österreich und 
der Schweiz. Vor allem Schüler und Schülerinnen mit niedrigen Schulabschlüssen 
betreten in Deutschland ein nachqualifizierendes Maßnahmesystem, das in diesem 
Umfang auch nicht in der Schweiz (Seibert et al. 2009) oder in Österreich vorzufinden 
ist.8 Das deutsche duale Ausbildungssystem ist folglich hoch selektiv. Etwa die Hälfte 
der Jugendlichen weist zumindest eine mittlere schulische Qualifikation auf. Ein Drit
tel der Jugendlichen hat lediglich einen Hauptschulabschluss und etwa 4% keinen 
Hauptschulabschluss (Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2010). Die duale Be
rufsausbildung absorbiert bereits gute bis sehr gut ausbildete Jugendliche, Maßnahmen 
zur Steigerung der Attraktivität der dualen Berufsbildung stehen für Unternehmen so
mit nicht im Zentrum.

8 Diese Bildungsangebote heißen in Deutschland „Übergangssystem“, in Österreich „Auffangnetz“ 
oder in der Schweiz „Zwischenlösung“ (BFS 2010a: 116; Specht 2009: 55).

9 Diese Studiengänge setzen jedoch als Einstiegsquaüfikation eine Hochschulzugangsberechtigung 
voraus und stehen demnach nicht für alle Jugendliche offen.

Im Gegensatz zur Schweiz und zu Österreich sehen sich die Unternehmen auch nicht 
in Konkurrenz zu anderen Bildungswegen im Sekundarbereich II. Der Anteil von Ju
gendlichen, die sich gegen eine berufliche Ausbildung entscheiden und weiterführende 
Schulen wählen, stagniert seit den 1990er Jahren (Ebner/Nikolai 2010).

Die von CDU und SPD geführte Bundesregierung beauftragte 2006 den „Innova
tionskreis berufliche Bildung“, bestehend aus einer Gruppe mit hochrangigen Vertre
tern von Wirtschafts verbänden, Gewerkschaften und Berufsschulen sowie der Bun
desländer, die berufliche Erstausbildung näher zu untersuchen und Vorschläge für die 
künftige Gestaltung des Systems zu unterbreiten. Im Innovationskreis berufliche Bil
dung und seinen Arbeitsgruppen waren sowohl Vertreter des Bundesverbands der 
Deutschen Arbeitgeber und des DIHK. Ebenso vertreten war der Zentralverband des 
Deutschen Handwerks, dem vor allem kleine und mittelständische Unternehmen an
gehören. In der Arbeitsgruppe „Durchlässigkeit“ des Innovationskreises wurde seitens 
der Arbeitgeber und Gewerkschaften nicht die Einführung eines etwaigen doppelqua
lifizierenden Abschlusses thematisiert. Vielmehr waren sich die Untemehmensver- 
bände sowohl kleiner wie großer Unternehmen einig, dass die Anrechnung beruflicher 
Kompetenzen beim Hochschulzugang das geeignete Instrument sei, um Durchlässig
keit zu erhöhen (Interview AG-5, BF-3). Maßnahmen zur Attraktivitätssteigerung wie 
in Österreich oder der Schweiz mit der Einführung doppelqualifizierender Abschlüsse 
seien aus Sicht der Unternehmen nicht notwendig, da das duale System für qualifizierte 
Jugendliche bereits sehr attraktiv sei (Interview AG-5). Zudem gebe es mit dualen 
Studiengängen bereits die Möglichkeit, eine berufliche Ausbildung mit einem Studium 
zu verbinden (Interview AG-6).9 Eine der zehn Leitlinien des Innovationskreises zielt 
daher zur Verbesserung der Durchlässigkeit zwischen Berufs- und Hochschulbildung 
auf die Anerkennung beruflicher Abschlüsse für den Hochschulbereich (BMBF 2007).

Die KMK hat in Reaktion auf die Empfehlungen des Innovationskreises im März 
2009 erstmals einheitliche Kriterien für den Hochschulzugang beruflich qualifizierter
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Bewerber vereinbart (KMK 2009). Meister und Inhaber ähnlicher Abschlüsse erhalten 
nun den allgemeinen Hochschulzugang. Gesellen bekommen einen fachgebundenen 
Hochschulzugang, wenn sie über drei Jahre Berufserfahrung verfugen und ein Eig
nungsfeststellungsverfahren der Hochschule durchlaufen.

Zusammenfassend können wir für Deutschland feststellen, dass aus Sicht der Un
ternehmen eine Einführung doppelqualifizierender Abschlüsse zur Attraktivitätsstei
gerung der dualen Berufsausbildung nicht notwendig ist. Anders als in Österreich und 
der Schweiz konkurrieren Unternehmen bei der Lehrstellenbesetzung nicht mit ande
ren Bildungsgängen. Das duale System ist für qualifizierte Jugendliche bereits sehr 
attraktiv. Angesichts des zunehmenden Fachkräftebedarfs geht es Unternehmen vor 
allem um die Anrechnung von beruflichen Kompetenzen bei der Hochschulzulassung. 
In dieser Frage sind sich Vertreter sowohl kleiner wie auch großer Unternehmen einig.

D. Zusammenfassung und Ausblick

Der Beitrag machte deutlich, dass das duale Ausbildungsbildungssystem in Deutsch
land, Österreich und der Schweiz auf unterschiedliche Art und Weise mit dem Hoch
schulsystem verknüpft ist. Während Österreich und die Schweiz mit der Einführung 
doppelqualifizierender Abschlüsse versuchen, die Kluft zwischen Berufs- und Hoch
schulbildung zu überwinden, wählte Deutschland den Weg über die Anrechnung von 
beruflichen Kompetenzen beim Hochschulzugang. Wie lässt sich diese unterschiedli
che Verknüpfung von dualem System und Hochschulsystem im Drei-Länder-Ver- 
gleich erklären?

Sowohl in der Schweiz als auch in Österreich sollte die Einführung von doppel
qualifizierenden Abschlüssen die Attraktivität des dualen Systems steigern, denn das 
duale System konkurrierte zunehmend mit anderen Bildungsgängen um gute bis sehr 
gute Schüler. Für Österreich ließ sich feststellen, dass die vollzeitschulische Berufs
ausbildung mittlerweile einen großen Anteil der Jugendlichen versorgt und eine starke 
Konkurrenz zur betrieblichen Ausbildung aufweist. In Österreich findet sich ein deut
lich größerer Anteil von jungen Menschen mit schlechten Schulabschlüssen im dualen 
System ein, auch deswegen, weil das vollzeitschulische Ausbildungssystem gute 
Schüler und Schülerinnen absorbiert. Anders als im deutschen Fall gibt es so gut wie 
keine Personen mit Hochschulzugangsberechtigung, die eine Lehre besuchen. Auch 
das duale System in der Schweiz ist nicht attraktiv für das oberste Leistungssegment. 
Der Anteil von Lehrlingen, die zuvor das Gymnasium mit der Matura abgeschlossen 
hatten, ist äußerst gering. In der Schweiz ist es dagegen weniger die vollzeitschulische 
Berufsausbildung als die Allgemeinbildung, die in einem ernsten Konkurrenzverhält
nis zur dualen Ausbildung steht. Da Maturanden in der Schweiz direkt an die Univer
sität gehen -  und nicht wie in Deutschland auch zu einem erheblichen Anteil duale 
Ausbildungen beginnen -  bedeuten steigende Schülerzahlen im Bereich der Allge
meinbildung eine Verknappung des Bewerberangebots für Lehrstellen, gekoppelt mit 
einer zunehmenden Negativselektion bei dieser Personengruppe. In Österreich und der 
Schweiz haben sowohl Interessensvertreter kleiner wie großer Unternehmen die Ein-
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führung von doppelqualifizierenden Abschlüssen in der dualen Berufsbildung mitge
tragen, im österreichischen Falle sogar aktiv eingefordert, um die Attraktivität der 
dualen Berufsausbildung aufrechtzuerhalten. Eine Spaltung des Untemehmerlagers 
zwischen Vertretern großer und kleiner Unternehmen lässt sich hier nicht feststellen.

Die Wahl eines alternativen Weges über die Anrechnung von beruflichen Kompe
tenzen beim Hochschulzugang lässt sich für Deutschland ebenfalls mit der Vorbildung 
der Jugendlichen, die eine duale Berufsausbildung beginnen und dem Verhältnis zu 
anderen Bildungsgängen im Sekundarbereich II erklären. Mit Blick auf die Vorbildung 
der Auszubildenden konnten wir feststellen, dass das duale System in Deutschland für 
gute bis sehr qualifizierte Jugendliche eine attraktive Option ist. Ein beträchtlicher Teil 
der Lehrlingsanfanger hat bereits ein Gymnasium durchlaufen und eine Hochschul
zugangsberechtigung erworben. Im Vergleich zu Österreich und der Schweiz konkur
riert das duale System in Deutschland weniger mit anderen Bildungsgängen im Se
kundarbereich II um qualifizierte Jugendliche. Eine Attraktivitätssteigerung der dualen 
Berufsausbildung durch doppelqualifzierende Abschlüsse ist aus Sicht der Unterneh
men daher keine Notwendigkeit. Um die Durchlässigkeit zwischen Berufs- und Hoch
schulbildung zu erhöhen und den Fachkräftebedarf in Zukunft befriedigen zu können, 
treten Unternehmen für die Anrechnung beruflicher Kompetenzen beim Hochschul
zugang ein.

Unsere Analysen für die Schweiz, Österreich und Deutschland haben gezeigt, dass 
die Interessen der Untemehmensverbände weniger durch Spaltungen zwischen großen 
und kleinen Unternehmen im Arbeitgeberlager überlagert werden. Vielmehr hängen 
die Interessen und Präferenzen der Unternehmen und ihrer Verbände von der Einbet
tung des dualen Systems im Gesamtbildungssystem ab. Die Vorbildung der Auszu
bildenden und das Verhältnis des dualen Systems zu anderen Bildungsgängen wie der 
Gymnasialbildung und der vollzeitschulischen Berufsausbildung sind hierbei zentrale 
Größen.

Die „Varieties of Capitalism-Forschung“ im Allgemeinen wie auch unsere Befunde 
im Speziellen werfen weitere Fragen auf. Unser Beitrag zeigte, dass Durchlässigkeit 
zwischen dualem Ausbildungs- und Hochschulsystem vor allem über den Zugang zu 
den Fachhochschulen geschaffen wird. Zu untersuchen bleibt, welche Arbeitsmark
terträge junge Menschen mit betrieblicher Berufsaubildung und Abschlüssen von Uni
versitäten oder Fachhochschulen erzielen. Gerade der Bereich der akademischen Aus
bildungen, der auf dem Arbeitsmarkt immer größere Bedeutung erlangt, ist in der VoC- 
Literatur noch immer stark unterbelichtet (Graf 2009). Hochschulabsolventen und 
-absolventinnen mit einem Bachelorabschluss könnten künftig in Konkurrenz zu Ab
solventen einer dualen Berufsausbildung treten. Es bleibt zu untersuchen, ob es durch 
die Konkurrenz zwischen dualer Berufsaubildung und Bachelor zu Positionsverschie
bungen von Unternehmen in der Berufsbildungspolitik kommt. Zu prüfen bleibt auch, 
ob die Reformen in Österreich und der Schweiz mittel- bis langfristig zur gewünschten 
Stabilisierung und Attraktivitätssteigerung der dualen Berufsbildung führen. Für alle 
drei Länder ist offen, inwieweit doppelqualifizierende Abschlüsse wie in der Schweiz 
und Österreich oder wie im Falle Deutschlands die Anrechnungen von beruflichen 
Kompetenzen für den Hochschulzugang tatsächlich zu einer höheren Durchlässigkeit
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zwischen Berufs- und Hochschulbildung beitragen können. Nicht untersucht haben 
wir, inwieweit Reformen zur Steigerung der Durchlässigkeit auch nichtintendierte 
Folgen, konkret etwaige Verdrängungseffekte haben. So ist für Österreich und die 
Schweiz vorstellbar, dass ähnlich wie in Deutschland, der Zugang zum dualen System 
für schlechter ausgebildete Jugendliche schwieriger wird, wenn das duale System at
traktiver für gute bis sehr qualifizierte Jugendliche wird. Wir regen an, auch für die 
zukünftige Forschung im Bereich der Varieties of Capitalism das Bildungssystem als 
Ganzes stärker in den Blick zu nehmen.
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